
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 
 
 
 

A 
Bebauungsplan Nr. II/G 22  
„Gewerbegebiet Höfeweg/Deppendorfer Straße“ 
 
A.1 Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB 
A.2 Auswertung der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2), 4 (2) BauGB 
A.3 Änderungs- / Ergänzungsvorschläge der Verwaltung 
 
Planungsstand: Satzung September 2015 
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Allgemeines:  
 
Die Bezirksvertretung Dornberg und der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld haben 
am 04.09.2014 bzw. am 21.10.2014 über die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. II/G 22 „Ge-
werbegebiet Höfeweg / Deppendorfer Straße“ auf Grundlage der Vorentwurfsunterlagen bera-
ten. Die Beschlüsse zur Einleitung des Bauleitplanverfahrens sowie zur Durchführung der früh-
zeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB wurden in der Sitzung des Stadt-
entwicklungsausschusses am 21.10.2014 gefasst. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
erfolgte durch einen Unterrichtungs- und Erörterungstermin am 10.12.2014 im Bürgerzentrum 
des Amts Dornberg, Werther Str. 436 sowie durch die Möglichkeit vom 01.12.2014 - 19.12.2014 
schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen abzugeben. Die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange wurden gemäß § 4 (1) BauGB vom 26.09.2014 - 07.11.2014 um Stel-
lungnahme gebeten. 
 
Über die eingegangenen Stellungnahmen ist in den Sitzungen der BV Dornberg am 07.05.2015 
und 18.06.2015 bzw. im Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld am 23.06.2015 bera-
ten sowie die Offenlage des Bebauungsplanentwurfs beschlossen worden. Die öffentliche Aus-
legung fand anschließend in der Zeit vom 17.07.2015 bis einschließlich 21.08.2015 statt. Die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden vom 01.07.2015 bis 12.08.2015 
um Stellungnahme gebeten.  
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung sowie der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2), 4 (2) 
BauGB vorgetragenen Stellungnahmen sind in den folgenden Tabellen zusammengefasst wor-
den. Um die Nachvollziehbarkeit in der Beschlussvorlage zu erleichtern, erfolgt die Nummerie-
rung der Stellungnahmen in den Tabellen unter den Punkten A.1 und A.2 fortlaufend. Die Anre-
gungen und Hinweise wurden insgesamt unter städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet. 
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A.1  
Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (1), 4 (1) BauGB 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind die in der folgenden Tabelle 
A.1.1 zusammengefassten mündlichen und schriftlichen Äußerungen vorgetragen worden. Die 
Anregungen und Hinweise werden unter städtebaulichen Gesichtspunkten ausgewertet. Im 
Anschluss (A.1.2) wird die Berücksichtigung fachbehördlicher Anregungen für den Bebau-
ungsplan im Planentwurf dargelegt. 
 
 

A.1.1 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Öffentlichkeit  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Berück-
sichtigung in der Planung 

 

1 
 

Unterrichtungs- und Erörterungstermin mit 
Gelegenheit zur Äußerung am 10.12.2014 
(siehe auch Anlage zu A.1.1) 
 
In der Versammlung wurden zunächst Ver-
fahrensablauf, Planungsanlass, geplanter 
Geltungsbereich sowie die städtebaulichen 
Rahmenbedingungen, Plankonzept und 
Ziele der Planung erläutert.  
 
Die anschließenden Verständnisfragen der 
Bürgerinnen und Bürger betrafen insbeson-
dere Fragen hinsichtlich der Darstellungen 
im Flächennutzungsplan, dem angrenzen-
den Wäldchen sowie zu Nutzungsmöglich-
keiten im Plangebiet und zur Erschlie-
ßungssituation. Es wurden zudem Befürch-
tungen hinsichtlich des Immissionsschut-
zes und der Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild vorgetragen. In diesem Zusam-
menhang wurde das planveranlassende 
Unternehmen kritisch hinterfragt – hierzu 
wurden Detailangaben gewünscht. 

 

Das Planverfahren grundsätzlich infrage stellende 
Kritiken wurden nicht vorgetragen. Die in der Ver-
sammlung gestellten planungsrelevanten Fragen 
wurden durch Verwaltung und Planer soweit nach 
Planungsstand Vorentwurf möglich beantwortet. Es 
wurde darauf verwiesen, dass die wichtigen plane-
rischen Fragestellungen wie die Konkretisierung 
möglicher Nutzungen etc., Fragen des Immissions-
schutzes und zur Einbindung des Gebiets in die 
Landschaft sowie Auswirkungen auf Umweltbelange 
im Zuge der weiteren Planbearbeitung geprüft und 
erarbeitet werden.  
Zudem wurde darauf hingewiesen, dass im Plange-
biet grundsätzlich jede gewerbliche Nutzung denk-
bar ist, solange sie sich im vorgegeben Festset-
zungsrahmen des § 8 BauNVO bewegt. Dies trifft 
auch für den ansiedlungswilligen Betrieb zu. Da hier 
kein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt 
wird und somit eine generelle Gewerbegebietsent-
wicklung vorgesehen ist, sind nähere Auskünfte 
zum planveranlassenden Unternehmen wie Name, 
Branche etc. für die Aufstellung des Bebauungs-
plans nicht relevant. 
 
 

Zusammenfassend werden die Fragen und An-
regungen zur Kenntnis genommen. Die fachli-
chen Fragen werden im Planentwurf aufgegrif-
fen. 
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Anlieger im Bereich Höfeweg, Schreiben 
vom 18.12.2014 
 
Im Rahmen der Bürgerinformationsveran-
staltung erfolgten seitens Verwaltung und 
Politik keine Auskünfte zu dem planveran-
lassenden Betrieb – diese Zurückhaltung 
wird kritisiert, vorgeworfen wird eine Alibi-
veranstaltung. 
Festgestellt wird, dass der planveranlas-
sende Betrieb künftig in Verlängerung der 
Baulinie mit dem bestehenden Verlagsge-
bäude entlang des Höfewegs entstehen 

 

Ziel der Bürgerinformation gemäß § 3 (1) BauGB ist 
die frühzeitige Information über die Aufstellung des 
Bebauungsplans, das mehrstufige Planverfahren 
sowie die grundlegenden Planungsziele. 
Planungsanlass für die vorliegenden Bauleitplanung 
ist die Anfrage eines Bielefelder Unternehmens zur 
Ansiedlung auf dem Teil einer landwirtschaftlichen 
Restfläche im Bereich Höfeweg, südlich der Dep-
pendorfer Straße. Angesichts günstiger Standort-
voraussetzungen und der allgemein begrenzt ver-
fügbaren gewerblich nutzbaren Flächen im Stadt-
gebiet hat sich die Stadt Bielefeld dafür ausgespro-
chen, die betroffene Fläche insgesamt erstmals als 
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soll. Es wird vorgeschlagen, den Betrieb im 
hinteren Teil des Grundstücks vor den 
Wald zu platzieren, um ein gewisses Maß 
an Ästhetik zu wahren. 
Es wird bedauert, dass leichtfertig gehan-
delt wird, ohne auf die Bedenken der Bür-
ger einzugehen und angemerkt, dass auf 
die Einbindung der Bürger verzichtet wer-
den kann, wenn man in der Planung nur 
auf die Vorstellungen des Investors ein-
geht, um ihn nicht zu verlieren. 

 

Gewerbegebiet zu überplanen. 
Der Bebauungsplan Nr. II/G 22 wird als sog. Ange-
botsbebauungsplan erstellt, festgesetzt wird ein Ge-
werbegebiet gemäß § 8 BauNVO. Gewerbegebiete 
dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht er-
heblich belästigenden Gewerbebetrieben. Die Flä-
chen sollen ausdrücklich für zwei bis drei kleinere 
Betriebe des produzierenden und verarbeitenden 
Gewerbes entwickelt werden, hierauf werden die 
Festsetzungen zu zulässigen Nutzungen, überbau-
baren Flächen, Höhen etc. unter Berücksichtigung 
der umgebenden Nutzungen und städtebaulichen 
Rahmenbedingungen abgestellt. Zur verträglichen 
Einbindung der künftigen Bebauung werden weiter-
hin Regelungen zu örtlichen Bauvorschriften und 
Pflanzmaßnahmen getroffen. 
Grundsätzlich ist im Plangebiet somit jede gewerb-
liche Nutzung denkbar, solange sie sich im vorge-
gebenen Festsetzungsrahmen bewegt. In Bezug auf 
die gewünschten Detailauskünfte wird auf die Stel-
lungnahme der Verwaltung unter der lfd. Nr. 1 ver-
wiesen. 
Die Flächen im Plangebiet sollen künftig insgesamt 
für gewerbliche Nutzungen zur Verfügung stehen 
und flexibel entwickelbar sein. Der Straßenverlauf 
des Höfewegs stellt dabei analog zu dem südöstlich 
vorhandenen Gewerbegebiet eine klare Abgrenzung 
dar. Dementsprechend werden die überbaubaren 
Flächen ausgewiesen. Eine Aufteilung in Grundstü-
cke erfolgt im Bebauungsplan nicht. 
 
 

Anregung und Kritik werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die vorgetragene Kritik wird aus den 
genannten Gründen aber insgesamt zurückge-
wiesen, der Anregung wird nicht gefolgt.  
 

 
 
 

A.1.2 Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden 
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. 
Berücksichtigung in der Planung 
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Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33 – 
Bodenordnung/Ländliche Entwicklung, 
Schreiben vom 29.10.2014 
 
Gegen die Planung bestehen im Hinblick 
auf die Bereiche Immissionsschutz / Ach-
tungsabstände nach KAS-18, kommunales 
Abwasser sowie Agrarstruktur und allge-
meine Landeskultur keine grundsätzlichen 
Bedenken. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im 
Fremdwassersanierungskonzept der Stadt 
Bielefeld vom Dezember 2012 das in der 

 

Die Stellungnahme wird zur Beachtung im Rahmen 
der weiteren Planung und Realisierung an den Vor-
habenträger weitergeleitet.  
 
Das Plangebiet liegt sowohl im Trennkanalisations-
gebiet des südöstlichen Erschließungsstichs Höfe-
weg als auch im Mischkanalisationsgebiet des süd-
westlichen Höfewegs / der nördlichen Deppendorfer 
Straße.  
Der Umweltbetrieb hat zur derzeitigen Situation Fol-
gendes mitgeteilt: 
- Die Entwässerung über die Trennkanalisation in 

den Hasbach erfolgt über das Regenrückhaltebe-
cken Höfeweg. Für die Einleitung besteht eine 
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Überleitung befindliche Gebiet mit 70 % 
bzw. 45 % Fremdwasseranteil als ein Ge-
biet mit stark erhöhtem bzw. erhöhtem 
Fremdwasseranfall kategorisiert ist. Daher 
wird nach Erstellung der Entwässerungs-
einrichtungen auf die Dichtheitsprüfung 
gemäß der maßgeblichen DIN EN 1610 
sowie DWA-A 139 hingewiesen. 
Infolge der obigen Ergebnisse des Fremd-
wassersanierungskonzepts sowie unter 
Berücksichtigung des § 55 WHG i. V. m. 
§ 51a LWG ist der Anschluss an die süd-
lich gelegene Trennkanalisation im weite-
ren Verfahren zu favorisieren. Ebenso 
müssen die Entwässerungserfordernisse 
mit den zuständigen Wasserbehörden so-
wie dem Umweltbetrieb der Stadt Bielefeld 
abgestimmt werden. 
 

wasserrechtliche Erlaubnis der Unteren Wasser-
behörde Bielefeld, in der das Plangebiet zur Hälf-
te berücksichtigt ist. 

- Die Entwässerung über die Mischkanalisation in 
den Hasbach erfolgt über das Regenüberlaufbe-
cken Deppendorfer Straße. Für die Verlängerung 
der Einleitungserlaubnis liegt der Bezirksregie-
rung Detmold ein entsprechender Antrag vor, die 
Bearbeitung ist noch nicht abgeschlossen. Auch 
hier ist das Plangebiet bereits zur Hälfte berück-
sichtigt. 

 
Für das Plangebiet wird seitens des Umweltbetriebs 
weiterhin mitgeteilt, dass über die Trennkanalisation 
maximal die Hälfte des Plangebiets ungedrosselt 
eingeleitet entwässert werden kann und es aus to-
pographischen Gründen nicht möglich ist, das ge-
samte Plangebiet an diesen Regenwasserkanal an-
zuschließen. Vorgeschlagen wird daher, das gering 
verschmutzte, nicht behandlungsbedürftige Dach-
flächenwasser an die Regenwasserkanalisation an-
zuschließen. Das verbleibende Niederschlagswas-
ser der tiefergelegenen Restflächen und der stärker 
verschmutzten Verkehrsflächen soll dagegen an die 
Mischkanalisation angeschlossen werden. 
 
Die Untere Wasserbehörde befürwortet hingegen 
den Anschluss des Plangebiets an die Trennkanali-
sation. 
 
Die bisherigen Ergebnisse zeigen, dass ein Umgang 
mit dem anfallenden Niederschlagswasser grund-
sätzlich möglich ist. Im weiteren Planverfahren sind 
die Anforderung mit den zuständigen Behörden wei-
ter abzustimmen. 
 
 

Die Hinweise und Anregungen werden zur 
Kenntnis genommen. Die Fragen der Entwässe-
rungserfordernisse werden weiter mit den Fach-
behörden abgestimmt. 
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Landesbetrieb Wald und Holz, Schreiben 
vom 06.11.2014 
 
Aus forstbehördlicher Sicht bestehen ge-
gen die Planaufstellung keine grundsätzli-
chen Bedenken oder Anregungen. 
Es wird auf die Stellungnahme im Rahmen 
der 138. FNP-Änderung (2001) verwiesen, 
in der darauf hingewiesen wurde, dass zur 
nordöstlich angrenzenden Buchenwaldflä-
che ein ausreichender Abstand einzuhalten 
ist. 
Im Bebauungsplanvorentwurf ist die Kro-
nentraufe zum Erhalt festgesetzt, die über-
baubare Fläche wird mit einem Abstand 
von 30-20 m zur angrenzenden Waldfläche 
ausgewiesen. Der Abstand zwischen der 

 

Der Kronentraufbereich ragt im Randbereich i. W. 
zwischen 5-15 m in das Plangebiet hinein. In Ab-
stimmung mit der unteren Landschaftsbehörde soll 
der Bereich zwischen der östlichen Plangebiets-
grenze und der das Plangebiet querenden Biogas-
leitung als Waldrandstruktur entwickelt werden. Die 
Maßnahme kann so im Rahmen der Kompensa-
tionsflächenermittlung angerechnet werden und wird 
im Bebauungsplanentwurf entsprechend festge-
setzt. Die Tiefe dieser Fläche ist i. W. abhängig vom 
Verlauf der Biogasleitung und beträgt zwischen 
10 m und 17 m. 
 
Mit Blick auf den bestehenden Waldrand sowie den 
Verlauf der Biogasleitung ist zum Vorentwurf ein Ab-
stand der überbaubaren Flächen von i. W. 10-20 m 
zum Waldrand in den Bebauungsplan aufgenom-
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im Gestaltungsplan dargestellten Gewer-
bebebauung innerhalb der überbaubaren 
Fläche und der Waldfläche weist im östli-
chen Teil ebenfalls einen Abstand von rund 
30 m aus. Es wird um Prüfung gebeten, ob 
die überbaubare Fläche im östlichen Teil 
so dargestellt werden kann, dass ein Min-
destabstand von 25 m erreicht wird. 
 

men worden. Zusätzlich wurde die Baugrenze zum 
Entwurf im nordöstlichen Bereich teilweise etwas 

zurückgenommen, um einen Mindestabstand von 
2 m zwischen Baugrenze und Leistungsschutzstrei-
fen zu gewährleisten. Angesichts der geringen Flä-
chengröße, des Planungsziels und der im östlichen 
Plangebiet grundsätzlich bestehenden Einschrän-
kungen für eine bauliche Nutzung soll die überbau-
bare Fläche hier nicht (noch) weiter zurückgenom-
men werden, um eine gewisse Flexibilität für die ge-
wünschte gewerbliche Bebauung zu erhalten. 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Die überbaubare Grundstücksfläche soll 
aus den o. g. Gründen i. W. insgesamt beibehal-
ten werden. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH, Schrei-
ben vom 16.10.2014 
 
Auf im Planbereich befindliche Telekom-
munikationslinien der Telekom gemäß dem 
der Stellungnahme beigefügten Plan wird 
hingewiesen. Bestand und Betrieb dieser 
vorhandenen Tk-Linien müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. Es wird daher gebe-
ten, konkrete Maßnahmen so auf die vor-
handenen Tk-Linien abzustimmen, dass 
Veränderungen oder Verlegungen vermie-
den werden können. Bei der Bauausfüh-
rung sind Beschädigungen der Tk-Linien 
zu vermeiden, aus betrieblichen Gründen 
muss der ungehinderte Zugang jederzeit 
möglich sein. Vor Beginn der Bauausfüh-
rung ist es erforderlich, sich über die Lage 
der Tk-Linien zu informieren. 
 
Es sollen zudem geeignete und ausrei-
chende Trassen in allen Verkehrswegen 
für die Unterbringung der Telekommunika-
tionslinien vorgesehen werden. Es wird da-
her angeregt, eine entsprechende Festset-
zung in den Bebauungsplan aufzunehmen. 
 
Die Versorgung neuer Gebäude mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur erfordert die 
Verlegung neuer Tk-Linien in- und außer-
halb des Plangebiets. Es wird gebeten, 
dem Unternehmen Maßnahmen Dritter im 
Bereich des Plangebiets zur Koordinierung 
mitzuteilen. Es wird angemerkt, dass für 
einen rechtzeitigen Ausbau des Tk-Netzes 
und die Koordinierung mit anderen Leis-
tungsträgern Maßnahmenbeginn und -ab-
lauf mindestens 3 Monate vor Baubeginn 
bei der Telekom schriftlich anzuzeigen 
sind. 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die Hinweise sind im Zuge der Umsetzung zu be-
achten. 
 
Die mitgeteilten Leitungen liegen außerhalb des 
Plangebiets in den angrenzenden öffentlichen Stra-
ßen und tangieren das Plangebiet laut beigefügtem 
Lageplan ggf. im Randbereich der nördlichen Plan-
gebietsgrenze. Ihre Zugänglichkeit ist somit gewähr-
leistet. Der Geltungsbereich erfasst keine Verkehrs-
wege, die vorgeschlagene Festsetzung zur Unter-
bringung von Tk-Linien kann somit nicht in den vor-
liegenden Bebauungsplan aufgenommen werden. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Belange der 
Versorgung mit Telekommunikationslinien der Deut-
schen Telekom weiterhin angemessen im Rahmen 
der Umsetzung aufzugreifen und zu regeln sind. 
Ggf. sind ergänzende privatrechtliche Maßnahmen 
erforderlich.  
 
Ein weiterer Handlungsbedarf auf Ebene der Bebau-
ungsplanung wird nicht gesehen. 
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moBiel GmbH, Schreiben vom 29.10.2014 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Neu-
ausweisung von Bauflächen in Stadtrand-
lage / dünn besiedelten Gebieten aus Sicht 
des ÖPNV nicht zielführend im Hinblick auf 
die Schaffung nachhaltiger Verkehrsstruk-
turen einzustufen ist. Gewerbebetriebe mit 
Schichtbetrieb oder festen Arbeitszeiten 
stellen besondere Anforderungen an das 
ÖPNV-Angebot zu Schichtwechseln. 
 
Hingewiesen wird auf die im Umfeld liegen-
den Haltestellen, Buslinien und Taktung 
sowie die Anschlussmöglichkeiten an 
Stadtbahn und Innenstadt. Hiernach ist 
theoretisch die Erreichbarkeit des Plange-
biets zu Schichtbeginn/ -ende mit dem 
ÖPNV möglich. Die Voraussetzungen für 
die Festigung nachhaltiger Mobilitätsstruk-
turen werden als mäßig eingestuft. Es wird 
empfohlen, direkte und sichere Fußwege-
verbindungen v. a. zur Haltestelle Deppen-
dorfer Straße sicherzustellen. 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Im nordwestlichen Stadtgebiet sind innerhalb beste-
hender Gewerbegebiete derzeit keine geeigneten 
Flächen vorhanden, die für eine gewerbliche Nut-
zung zur Verfügung stehen. Im Bereich zwischen 
Babenhauser Straße und Höfeweg haben sich be-
reits seit vielen Jahren vielfältige gewerblichen Nut-
zungen angesiedelt. Das vorliegende Plangebiet 
grenzt hier direkt nördlich an und kann die Synergie-
effekte nutzen. Für den Standort spricht zudem ein 
vergleichsweise geringes Konfliktpotenzial mit 
schutzbedürftigen (Wohn-)Nutzungen und eine gute 
Verkehrsanbindung. Im Rahmen der Flächennut-
zungsplanung ist das Plangebiet bereits als gewerb-
liche Baufläche dargestellt. Die Planung unterstützt 
die Ausschöpfung verfügbarer Flächenpotenziale 
sowie eine angemessene Weiterentwicklung des 
Dornberger Gewerbegebiets mit einem sinnvollen 
Branchenmix. Im Ergebnis ist die gewerbliche Ent-
wicklung dieser ca. 1,8 ha großen Fläche am Stand-
ort Höfeweg auch mit Blick auf die im Stadtgebiet 
allgemein knappen gewerblichen Flächenreserven 
folgerichtig und städtebaulich sinnvoll. 
Hinsichtlich des ÖPNV-Angebots ist zudem festzu-
halten, dass sich im Umkreis von rund 300-500 m 
Entfernung zum Plangebiet die Haltestellen Vul-
siekshof, Höfeweg und Deppendorfer Straße befin-
den, die von verschiedenen Buslinien mit im Schnitt 
2-4 Fahrten / Stunde bedient werden und den An-
schluss an weitere Buslinien am Bürgerzentrum 
Dornberg sowie an die Stadtbahnlinien 3 und 4 in 
Richtung Innenstadt gewährleisten. Angesichts der 
Entfernungen sind die Haltestellen auch fußläufig zu 
erreichen. Straßenbegleitende Fußwegebeziehun-
gen sind ebenfalls vorhanden. Die Voraussetzungen 
für die Erreichbarkeit des Plangebiets mit dem 
ÖPNV sind somit gegeben.  
 
Die mitgeteilten Hinweise werden in die Begründung 
aufgenommen. Darüber hinaus ist ein Handlungsbe-
darf im Rahmen der Bauleitplanung nicht erkennbar. 
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ExxonMobil Production Deutschland 
GmbH, Schreiben vom 30.09.2014 
 
Es wird mitgeteilt, dass von dem Planvor-
haben die Bergbauberechtigung (Konzes-
sion) Erlaubnisfeld Herford der BEB Erd-
gas und Erdöl GmbH & Co.KG betroffen 
ist.  
Hierbei handelt es sich um eine öffentlich-
rechtlich verliehene Berechtigung zur Auf-
suchung von Erdöl, Erdgas und anderen 
bituminösen Stoffen. Darüber hinaus be-
steht seitens des Unternehmens im Erlaub-
nisfeld die Verpflichtung, konzessionser-

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Gemäß beigefügter Erläuterung beinhaltet die Er-
laubnis nicht die Genehmigung konkreter Maßnah-
men. Zur Durchführung konkreter Maßnahmen be-
darf es einer separaten Genehmigung durch das 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie.  
 
Die Planunterlagen werden zur umfassenden Infor-
mation um die mitgeteilten Hinweise ergänzt. Wei-
tere Maßnahmen im Rahmen der Bauleitplanung 
werden nicht erforderlich. 
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haltende Maßnahmen (Seismik, Explora-
tionsbohrungen) durchzuführen. Es wird 
darauf hingewiesen, dass diese Rechte 
und Pflichten im Rahmen der Planung zu 
berücksichtigen sind. 
Zur Erläuterung des Begriffs „Erlaubnisfeld“ 
wird auf die beigefügten Ausführungen des 
Landesamts für Bergbau, Energie und 
Geologie verwiesen. 
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LWL-Archäologie für Westfalen, Außen-
stelle Bielefeld, Schreiben vom 31.10.2014 
 
Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet keine 
vorgeschichtlichen Fundstellen bekannt 
sind. Aufgrund der siedlungsgünstigen to-
pographischen Lage wird das Vorhanden-
sein eines archäologischen Fundplatzes 
aber nicht ausgeschlossen. Um planeri-
sche Unsicherheiten, Bauverzögerungen 
und hohe Kosten im Zuge der Umsetzung 
zu vermeiden, wird empfohlen, weit im 
Vorfeld einer Baumaßnahme in enger Ab-
stimmung mit der LWL-Archäologie für 
Westfalen mehrere archäologische Such-
schnitte auszuführen.  
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
 
Im Dezember 2014 erfolgte durch den LWL eine 
entsprechende Untersuchung der westlichen Teil-
fläche. Hinweise auf einen archäologischen Fund-
platz sind hierbei nicht entdeckt worden. Aufgrund 
der bisher nur teilweise erfolgten Untersuchung des 
Plangebiets werden die Planunterlagen zur umfas-
senden Information um die mitgeteilten Informatio-
nen ergänzt.  
 
Die Planunterlagen werden zur umfassenden Infor-
mation um die mitgeteilten Hinweise ergänzt. Wei-
tere Maßnahmen im Rahmen der Bauleitplanung 
werden nicht erforderlich. 
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Stadtwerke Bielefeld GmbH, Schreiben 
vom 14.01.2015 
 
Aufgrund des geänderten Sachverhalts 
(Entwicklung einer Waldrandstruktur an-
stelle des alleinigen Waldranderhalts) an-
grenzend an bestehende Versorgungsan-
lagen wurden die Stadtwerke parallel zu 
Entwurfserarbeitung nochmals beteiligt. 
Das Schreiben wird den Stellungnahmen 
zur Vollständigkeit beigefügt. 
 
Es wird mitgeteilt, dass der Schutzstreifen 
der Biogasleitung (= 2,00 m breites Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht) nicht bepflanzt 
werden darf. Bezüglich einer Bepflanzung 
mit tiefwurzelnden Sträuchern wird ange-
regt, das DVGW-Regelwerk (GW 125) zu 
berücksichtigen.  
 

 

Zur Sicherung der im östlichen Teil des Plangebiets 
bestehenden Versorgungsleitungen der Stadtwerke 
Bielefeld (Biogasleitung, Lichtwellenleiterkabel) wur-
de bereits zum Vorentwurf gemäß mitgeteilter Lage 
und Dimensionierung in Abstimmung mit dem Ver-
sorgungsträger ein entsprechendes Geh-, Fahr- und 
Leitungsrecht in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zum Entwurf werden hierzu ergänzend für die Be-
achtung im Zuge späterer Erschließungsplanungen 
sowie im Rahmen der Umsetzung der Ausgleichs-
maßnahme im Waldrandbereich die Versorgungslei-
tungen gemäß Mitteilung der Stadtwerke Bielefeld in 
den Nutzungsplan übernommen. Die Planunterla-
gen werden zudem um einen Hinweis zu Baum-
pflanzungen im Bereich vorhandener Versorgungs-
leitungen (Schutzmaßnahmen, Mindestabstände) 
nach dem Merkblatt über Baumstandorte an unterir-
dischen Ver- und Entsorgungsanlagen ergänzt. 
 
 

Der Anregung wird gefolgt, die mitgeteilten Hin-
weise werden in die Planunterlagen eingearbei-
tet. 
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Anlage zu A.1.1: 
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A.2 
Auswertung der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2), 4 (2) BauGB 
 
Im Rahmen der Entwurfsoffenlage gemäß § 3 (2) BauGB sind keine Stellungnahmen einge-
gangen. Die Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB werden in Tabelle A.2.1 behandelt. 
 
 

A.2.1 Stellungnahmen im Rahmen der Behördenbeteiligung 

Lfd. 
Nr. 

Äußerungen der Behörden  
(Zusammenfassung) 

Stellungnahme der Verwaltung bzw. Berück-
sichtigung in der Planung 
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Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen, Schreiben vom 13.08.2015 
 
Es wird mitgeteilt, dass keine weiteren An-
regungen oder Bedenken zur Planaufstel-
lung bestehen. Eine Abstimmung über die 
Festsetzung einer „Fläche für Wald“ mit der 
Überlagerung „Waldrand/Waldstruktur“ ist 
im Rahmen der Entwurfserarbeitung des B-
Plans erfolgt, dieser Bereich bildet den Ab-
stand/Puffer zum außerhalb des Plange-
biets angrenzenden Buchenwald. Zur Maß-
nahmenbeschreibung „Waldrandpflanzung“ 
werden keine Ergänzungen vorgetragen. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Das Erfordernis weiterer Maßnahmen im Rahmen 
der Bauleitplanung besteht somit nicht. 
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Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfa-
len, Schreiben vom 24.07.2015 
 
Es wird vorgetragen, dass Bedenken be-
züglich der vorliegenden Bauleitplanung 
zurückgestellt werden, solange sicherge-
stellt ist, dass der landwirtschaftliche Be-
trieb des Eigentümers der betroffenen Flä-
che durch die heranrückende Bebauung 
nicht in seinem Bestand und seinen derzeit 
noch vorhandenen Entwicklungsmöglich-
keiten beeinträchtigt wird. 
 

 
Die überplanten landwirtschaftlichen Flächen wer-
den von einem außerhalb des Plangebiets liegen-
den Betrieb bewirtschaftet. Flächeneigentümer und 
planveranlassender Betrieb wünschen einvernehm-
lich eine gewerbliche Nutzung der Fläche. Eine Be-
einträchtigung der derzeit noch vorhandenen Ent-
wicklungsmöglichkeiten des betroffenen landwirt-
schaftlichen Betriebs wird vor diesem Hintergrund 
nicht gesehen.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Das Erfordernis weiterer Maßnahmen im Rahmen 
der Bauleitplanung besteht somit nicht. 
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Deutsche Telekom Technik GmbH, Schrei-
ben vom 17.07.2015 
 
Es wird auf die Stellungnahme PTI 15, 
52394499 vom 16.10.2014 (s. Tabelle 
A.1.2, lfd. Nr. 5) hingewiesen, die weiterhin 
gilt. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Sie wurde im Rahmen der Beteiligung gemäß § 
4 (1) BauGB behandelt (s. Tabelle A.1.2, lfd. Nr. 5). 
Ein Handlungsbedarf im Rahmen der Bauleitpla-
nung wird (weiterhin) nicht gesehen. 
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moBiel GmbH, Schreiben vom 08.07.2015 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Neu-
ausweisung von Bauflächen in Stadtrand-
lage / dünn besiedelten Gebieten aus Sicht 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Sie wurde mit gleichem Wortlaut bereits im Rahmen 
der Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB vorgetragen 
und behandelt (s. Tabelle A.1.2, lfd. Nr. 6). Die Ein-
beziehung des Plangebiets in das Nahverkehrsnetz 
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des ÖPNV nicht zielführend im Hinblick auf 
die Schaffung nachhaltiger Verkehrsstruk-
turen einzustufen ist. Gewerbebetriebe mit 
Schichtbetrieb oder festen Arbeitszeiten 
stellen besondere Anforderungen an das 
ÖPNV-Angebot zu Schichtwechseln. 
 
Hingewiesen wird auf die im Umfeld liegen-
den Haltestellen, Buslinien und Taktung 
sowie die Anschlussmöglichkeiten an 
Stadtbahn und Innenstadt. Hiernach ist 
theoretisch die Erreichbarkeit des Plange-
biets zu Schichtbeginn/ -ende mit dem 
ÖPNV möglich. Die Voraussetzungen für 
die Festigung nachhaltiger Mobilitätsstruk-
turen werden als mäßig eingestuft. Es wird 
empfohlen, direkte und sichere Fußwege-
verbindungen v. a. zur Haltestelle Deppen-
dorfer Straße sicherzustellen. 
 

ist grundsätzlich gegeben. Die Begründung wurde 
bereits zum Entwurf um die mitgeteilten Hinweise 
zur derzeitigen ÖPNV-Versorgung des Siedlungs-
bereichs ergänzt. Ein darüber hinausgehender 
Handlungsbedarf im Rahmen der Bauleitplanung 
wird (weiterhin) nicht gesehen. 
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BUND Kreisgruppe Bielefeld, Schreiben 
vom 12.08.2015 
 
Es wird vorgetragen, dass der Bebauungs-
plan nach Auffassung des BUND nur nach 
deutlichen Änderungen rechtmäßig ist. 
 
Die Möglichkeit für zu hohe Bauwerke in 
unmittelbarer Nähe zu dem landschaftlich 
besonders schönen westlich gelegenen 
Bachtal mit Hügelland ist wegen der be-
sonderen Schönheit der Landschaft zu be-
grenzen. 
 
Es wird befürchtet, dass die zulässigen 
großflächigen Versiegelungen bei Starkre-
genereignissen sowohl die vorhandene 
Regenwasserkanalisation, besonders aber 
die nicht mehr zeitgemäße Mischwasserka-
nalisation überfordern wird – entsprechend 
werden alternative Lösungen gefordert. 
Vorgetragen wird zudem, dass das sehr 
hohe Maß an möglicher Versiegelung dem 
Bundesbodenschutzgesetz widerspricht. 
 
Nach Auffassung des BUND beruhen die 
zu erwartenden Umweltauswirkungen und 
die Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe-
rung und zum Ausgleich nachteiliger Aus-
wirkungen auf reinen Spekulationen, z. T. 
auf wissenschaftlich nicht haltbaren 
Schlussfolgerungen. Es fehlt eine genaue 
Bestandsaufnahme der geschützten Arten 
und derer Aktionsgebiete, z. B. der vorhan-
denen Vogel- und Fledermausarten. Gera-
de die direkte Nachbarschaft von älterem 
Waldbestand und Ackerfläche wird als 
essentiell für einige besonders geschützte 

 
Gebäudehöhe / Landschaftsbild: 
Im Zuge der Entwurfsberatung wurde die Höhenent-
wicklung und die Einbindung der gewerblichen Nut-
zungen zum nördlich angrenzenden Landschafts-
raum intensiv erörtert. Im Ergebnis der politischen 
Diskussionen wurden die zunächst vorgeschlage-
nen maximal zulässigen Höhen im nördlichen Teil-
bereich (127 m ü. NHN, ca. 12 m über Gelände) vor 
der Offenlage um 2 m reduziert. Künftige Gewerbe-
bauten können in diesem Planbereich damit eine 
maximale Höhe von ca. 10 m erreichen.  
Eingriffsmindernd setzt der Bebauungsplan entlang 
der Plangebietsgrenze im Nordwesten eine 5-8 m 
breite Pflanzfläche für die Anpflanzung einer Land-
schaftshecke fest. Zusammen mit der bestehenden 
straßenbegleitenden Baumreihe entlang der Dep-
pendorfer Straße außerhalb des Plangebiets ermög-
licht diese Festsetzung die Anlage einer raumwirk-
samen Abpflanzung gegenüber dem Landschafts-
raum. Weiterhin wird der im Nordosten an das Plan-
gebiet angrenzende Buchen-Eichenwald planungs-
rechtlich gesichert und im Waldrandbereich struktu-
rell verbessert. Außerdem tragen die im B-Plan vor-
gegebenen örtlichen Bauvorschriften hinsichtlich der 
Gestaltung von Dachlandschaft und Werbeanlagen 
zur Minderung negativer Fernwirkungen im umlie-
genden Landschaftsraum bei. 
Angestrebt wird die bedarfsgerechte Entwicklung 
eines Gewerbegebiets für zwei bis drei kleinere Un-
ternehmen des produzierenden und verarbeitenden 
Gewerbes im Anschluss an bereits seit vielen Jah-
ren entwickelte gewerbliche Bauflächen. Der hiermit 
verbundenen Eingriff in das Landschaftsbild kann 
durch die im B-Plan gewählten Festsetzungen der 
Gebäudehöhen im Zusammenhang mit der Eingrü-
nung im Übergang zum nördlichen liegenden Frei-
raum wirksam gemindert werden. Angesichts der 
Rahmenbedingungen (Topographie, gewerbliche 
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Arten gesehen. Diese würde infolge der 
Planrealisierung vollständig beseitigt. 
 

Vorprägung, geringe Plangebietsgröße) und mit 
Blick auf die angestrebten Planungsziele werden die 
getroffenen Regelungen in Bezug auf das Land-
schaftsbild für ausreichend und vertretbar bewertet. 
 
 

Bodenversiegelung:  
Unstrittig ermöglicht die Planung die erstmalige Ver-
siegelung des Bodens einschließlich des hiermit 
verbundenen Verlusts seiner ökologischen, klimati-
schen und wasserwirtschaftlichen Funktionen. Die 
Belange des Bodenschutzes sind entsprechend in 
die Abwägung eingestellt worden. Zu entscheiden 
ist im vorliegenden Planfall über den Zielkonflikt 
durch die erstmalige Inanspruchnahme der bisher 
landwirtschaftlichen Böden für die Realisierung 
einer gewerblichen Nutzung.  
Die Planung trägt dem in Bielefeld bestehenden Be-
darf an kleineren gewerblichen Flächen, die auch 
kurzfristig verfügbar sind, Rechnung. Damit wird 
v. a. auch der Erhalt bestehender Arbeitsplätze im 
Stadtgebiet unterstützt. 
Der Bielefelder Norden verfügt nicht über Brach-/ 
Konversionsflächen, die flächensparend und ein-
griffsmindernd in ausreichendem Maß entwickelt 
werden können. Das Plangebiet schließt aber direkt 
an bereits entwickelte Gewerbeflächen an und ist im 
Flächennutzungsplan bereits für eine gewerbliche 
Nutzung vorgesehen. Es stellt vor diesem Hinter-
grund eine städtebaulich sinnvolle Arrondierung dar, 
die vorhandenen Erschließungsstraßen und Infra-
strukturen können sinnvoll mitgenutzt werden. Auch 
die Entwicklung anderer, ggf. potenzieller Standorte 
würde eine vergleichbare Beanspruchung bislang 
unversiegelter Flächen bedeuten.  
Die getroffenen Pflanzfestzungen entlang von Höfe-
weg und Deppendorfer Straße sowie der Sicherung 
des Waldrandbereichs unterstützen in den nicht ver-
siegelbaren Randbereichen den Erhalt der Boden-
funktionen. In NRW zu schützende Böden sind von 
der Planung nicht betroffen. 
Im Rahmen der Abwägung der berührten öffentli-
chen und privaten Belange werden im Ergebnis die 
Belange des Bodenschutzes besonders gegenüber 
den städtebaulichen Belangen, die für die Entwick-
lung des Plangebiets sprechen (Standort-/ Arbeits-
platzsicherung im Sinne der Entwicklung des Wirt-
schaftsstandorts Bielefeld) zurückgestellt. Die Inan-
spruchnahme der Böden an diesem Standort wird 
im geplanten Umfang für städtebaulich sinnvoll und 
daher für vertretbar bewertet.  
 
 

Starkregenereignisse: 
Die Möglichkeiten der Niederschlagsentwässerung 
wurden umfassend geprüft. Grundsätzlich erlauben 
die im Plangebiet anstehenden Bodenverhältnisse 
keine vollständige Regenwasserversickerung. Das 
aus dem Plangebiet anfallende Niederschlagswas-
ser soll daher über bestehende Trenn- und Misch-
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wasserkanalisationen in den umliegenden Straßen 
in den Hasbach eingeleitet werden. Die Dimensio-
nierung der vorhandenen Anlagen (Kanalisation, 
Regenrückhaltebecken Höfeweg, Regenüberlauf 
Deppendorfer Straße) ist nach anerkannten Regeln 
der Technik erfolgt und berücksichtigt das aus dem 
Plangebiet anfallende Niederschlagswasser insge-
samt.  
Der Umweltbetrieb hat mitgeteilt, dass angesichts 
der topographischen Verhältnisse nur ca. ein Drittel 
der Oberfläche des Plangebiets im Freigefälle an 
die Trennkanalisation angeschlossen werden kann. 
Regenwasserkanalisation und -rückhaltung können 
diese Niederschlagsmengen gut aufnehmen. Die 
Mischwasserkanalisation ist aufgrund der ursprüng-
lichen Planung zudem in der Lage, das Schmutz- 
und Regenwasser des gesamten Plangebiets abzu-
leiten. Eine Verlegung neuer öffentlicher Misch- und 
Regenwasserkanäle ist aufgrund der Planung nicht 
erforderlich. 
Der Umgang mit dem im Plangebiet anfallenden 
Niederschlagswasser ist intensiv zwischen dem Um-
weltbetrieb und den zuständigen Wasserbehörden 
abschließend abgestimmt worden. Im Ergebnis ist 
die hydraulische Leistungsfähigkeit der vorhandenen 
Anlagen gegeben, ein sachgerechter Umgang mit 
dem im Plangebiet anfallenden Regenwasser ist so-
mit gewährleistet. Vorsorglich wird darüber hinaus 
ein Hinweis zur Überflutungsvorsorge im Rahmen 
der Umsetzung in die Planunterlagen aufgenom-
men. 
 
 

Ermittlung der Umweltauswirkungen / Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen: 
Grundlage der Schutzgutbetrachtung im Rahmen 
der Aufstellungsverfahrens sind Auswertungen vor-
handener Daten, der in Fachgesetzen und in Fach-
plänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes so-
wie Erhebungen durch ein Fachplanungsbüro. Die 
Schutzgutbetrachtung erfolgt anhand von Kriterien, 
die aus den gesetzlichen Vorgaben und planungs-
rechtlichen Zielsetzungen abgeleitet werden. Mit 
den Kriterien werden die Bedeutungen des jeweili-
gen Schutzguts und seine Empfindlichkeiten gegen-
über dem Vorhaben beschrieben. Vorbelastungen 
werden dabei berücksichtigt.  
Die daraus resultierenden Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich wurden 
ebenfalls unter Einbezug gesetzlicher Vorgaben und 
planungsrechtlichen Zielsetzungen sowie den im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegange-
nen Stellungnahmen erarbeitet und mit den zustän-
digen Fachämtern der Stadt Bielefeld intensiv abge-
stimmt. Des Weiteren fand das in Bielefeld stan-
dardmäßig für Planvorhaben angewandte „Modifi-
zierte Verfahren zur Berücksichtigung der Belange 
von Natur und Landschaft sowie des Artenschutzes 
in der Bauleitplanung (Bielefelder Modell Bauleitpla-
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nung)“ der Stadt Bielefeld Berücksichtigung. In der 
Summe können mittels der im Umweltbericht be-
nannten und im B-Plan entsprechend festgesetzten 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie 
der dem Planvorhaben zugeordneten Ausgleichs-
maßnahmen die mit der Aufstellung des B-Plans 
verbundenen Beeinträchtigungen für die einzelnen 
Schutzgüter kompensiert werden. 
Der Vorwurf der nicht sachgerechten Ermittlung der 
Umweltauswirkungen wird insofern zurückgewiesen.  
 
 

Artenschutz: 
Um artschutzrechtliche Konflikte auszuschließen, 
wurden durch ein Fachplanungsbüro sowohl vor-
handene Daten der Fachinformationssysteme des 
LANUV ausgewertet als auch örtliche Geländebege-
hungen durchgeführt. Mit Ausnahme von einzelnen 
Baumhöhlen/ -spalten sowie Urin- und Kotspuren im 
Randbereich des nordöstlich an den Geltungsbe-
reich angrenzenden Waldbestands, die auf eine 
Nutzung durch Fledermäuse schließen lassen, wur-
den weder innerhalb des Plangebiets noch im an-
grenzenden Waldbestand Arten oder Hinweise auf 
Vorkommen von Arten festgestellt. Auch das städti-
sche Artenkataster enthält keine Hinweise auf Vor-
kommen innerhalb des Plangebiets und der angren-
zenden Waldfläche. Aufgrund der relativ geringen 
Plangebietsgröße, den bestehenden Vorbelastun-
gen durch umliegende gewerbliche Siedlungsnut-
zungen und Verkehrswege, die sowohl Licht- als 
auch Geräuschimmissionen sowie Störungen durch 
Bewegungen verursachen, wurden in Abstimmung 
mit der Unteren Landschaftsbehörde der Stadt 
Bielefeld vertiefende faunistische Erhebungen als 
erlässlich erachtet.  
Die durch Deppendorfer Straße und Höfeweg von 
weiteren Offenlandstrukturen im Umfeld isolierte 
Planfläche ist nicht als essentieller Bestandteil po-
tenzieller Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu se-
hen. Speziell auch in Bezug auf bodenbrütende Ar-
ten wie Kiebitz und Feldlerche, die empfindlich auf 
visuelle bzw. akustische Störreize reagieren und 
Abstände zu vertikalen Strukturen einhalten, bildet 
der Vorhabenbereich keine Habitateignung. Für Ar-
ten, die die Flächen ggf. anteilig als Nahrungshabi-
tat nutzen, wird hingegen ein Ausweichen auf im 
Umfeld verbleibenden Flächen als möglich erachtet. 
Zudem wird das Plangebiet eingeschränkt auch zu-
künftig weiterhin als Jagdgebiet für Vögel und Fle-
dermausarten nutzbar sein.  
Möglichen Beeinträchtigungen potentieller Lebens-
raumstrukturen für Horst- und Höhlenbrüter oder 
auch Baumspalten nutzende Fledermausarten im 
Randbereich des nordöstlichen Waldbestands wird 
hingegen im Rahmen der Planungen durch Festset-
zungen gemäß § 9 (1) Nrn. 18b, 20 BauGB zur Ent-
wicklung eines naturnahen Waldrands entgegenge-
wirkt. Zudem enthält der B-Plan zur Konfliktvermei-
dung für die dem Waldbestand zugewandte Nord-
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ostseite des geplanten Gewerbegebiets eine ent-
sprechende Festsetzung gemäß § 9 (1) Nr. 20 
BauGB, um ggf. mögliche Störungen durch Licht auf 
ein unabdingbares Maß zu reduzieren.  
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass artenschutzrecht-
liche Verbotstatbestände gemäß BNatSchG durch 
die Planung nicht ausgelöst werden. 
 
 

Kritik und Bedenken werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Kritik wird aus den genannten 
Gründen aber insgesamt zurückgewiesen. Die 
Planung wird beibehalten. 
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Heimatverein Dornberg e. V., Schreiben 
vom 21.07.2015 
 
Der Heimatverein sieht sich außerstande 
eine Stellungnahme abzugeben, da aus 
den Unterlagen nicht ersichtlich ist, mit wel-
chen konkreten künftigen Belastungen 
durch Gewerbebetriebe zu rechnen ist. 
 

 
Das Plangebiet liegt innerhalb des gewerblichen ge-
prägten Siedlungsbereichs von Dornberg. Die hier 
bereits seit Jahrzehnten vorhandenen Nutzungen 
werden infolge der Planung geringfügig erweitert. 
Der Bebauungsplan setzt ein Gewerbegebiet ge-
mäß § 8 BauNVO fest. Ziel ist die Entwicklung die-
ser Fläche für zwei bis drei kleinere Betriebe des 
produzierenden und verarbeitenden Gewerbes. In 
der Begründung sind die zulässigen Nutzungsarten/ 
Unterarten, die Vorgaben zu Nutzungsmaßen etc. 
hinreichend dargelegt. 
Ebenso werden die mit der Planung zu erwartenden 
Umweltauswirkungen gemäß den gesetzlichen Vor-
gaben im Umweltbericht beschrieben und bewertet. 
Der mit der Planung verursachte Eingriff wurde auf 
Grundlage des B-Plans bilanziert und der hierfür er-
forderliche Ausgleichbedarf rechnerisch ermittelt. 
Auch diese Ergebnisse sind in Umweltbericht und 
Begründung ausführlich dargelegt worden. Die Be-
rücksichtigung der Artenschutzbelange erfolgt auf 
Basis eines Artenschutzfachbeitrags (Anhang zum 
Umweltbricht). 
Um mögliche schalltechnische Auswirkungen der 
Planung sicher beurteilen zu können, wurde zudem 
ein schalltechnisches Gutachten eingeholt. Diese 
Ergebnisse sind in die Planunterlagen eingearbeitet 
worden, das Gutachten ist Teil der Planunterlagen 
und öffentlich einsehbar. Überschlägig wurde zu-
dem eine Abschätzung und Bewertung des zu er-
wartenden Verkehrsaufkommens vorgenommen. 
Auch hierzu wird auf die Begründung verwiesen. 
Im Ergebnis wurde die Verträglichkeit der Planung 
mit Landschaft und Umgebungsbebauung in dieser 
gewerblich vorgeprägten Siedlungslage nachgewie-
sen. Die Auswirkungen der Planung sind unter Be-
rücksichtigung der planungsrechtlich geregelten 
Vermeidung- und Minderungsmaßnahmen in den 
Planunterlagen umfassend dargelegt worden. Die 
vorgetragene Kritik wird aus den genannten Grün-
den zurückgewiesen. 
 
 

Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
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Industrie- und Handelskammer Ostwest-
falen zu Bielefeld, Schreiben vom 
11.08.2015 
 
Die IHK begrüßt und unterstützt die ge-
plante Betriebsverlagerung an den Stand-
ort Höfeweg/Deppendorfer Straße. Auf die-
se Weise wird eine langfristige Betriebs-
sicherung gewährleistet. Zusammen mit 
der Arrondierung der bestehenden Gewer-
beflächen für weitere kleinere gewerbliche 
Nutzungen wird zum Erhalt und der Schaf-
fung von Arbeitsplätzen beigetragen. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Das Erfordernis weiterer Maßnahmen im Rahmen 
der Bauleitplanung besteht somit nicht. 
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A.3 
Änderungs-/ Ergänzungsvorschläge der Verwaltung 
(Änderungen und redaktionelle Ergänzungen in den Planunterlagen nach der Offenlage) 
 
A.3.1 Zur Sicherstellung der Verkehrssicherheit im Einmündungsbereich Höfeweg/Deppendorfer Stra-

ße Aufnahme eines Sichtdreiecks für den vorhandenen Radweg in den Nutzungsplan. 
 
A.3.2 Zur Konkretisierung der vorgesehenen Baumpflanzungen innerhalb geplanten Landschaftshecke 

Ergänzung der textlichen Festsetzung Nr. 8.3.1 (Anpflanzungsfläche entlang der Deppendorfer 
Straße) um Vorgaben und Hinweise zur Pflanzqualität.  

 
A.3.3 Ergänzende Empfehlungen unter den örtlichen Bauvorschriften Nr. 10.2 (Gestaltungs- und Be-

pflanzungsvorschriften) zur Gestaltung von Stellplatzanlagen und versiegelten Betriebsflächen im 
Rahmen der Umsetzung. 

 
A.3.4 Zur umfassenden Information wird der Hinweis Nr. 5 (Ökologische Belange und Niederschlags-

wasser) um Hinweise des Umweltbetriebs zur Überflutungsfürsorge im Plangebiet und zu Rah-
menbedingungen bezüglich des Anschlusses von Flächen im östlichen Teilbereich an die Kanali-
sation ergänzt. 

 
A.3.5 Zur umfassenden Information wird die Begründung wie folgt ergänzt bzw. konkretisiert: 

- Aussagen zum Verfahren (Kapitel 1) 

- Information zum Selbstschutz von Betriebswohnungen in Bezug auf Lärm (Kapitel 5.5.2 a) 

- Ergebnis der Abstimmung zwischen Umweltbetrieb, oberer und unterer Wasserbehörde zum 
Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser aus dem Plangebiet (Kapitel 5.4 a) 

- ergänzende Aussagen zu den geregelten Sichtfeldern (Kapitel 5.5.2) 

- Konkretisierung der in den B-Plan aufgenommenen Minderungsmaßnahmen mit positiven Aus-
wirkungen auf das lokale Klima (Kapitel 5.5.4) 

- Hinweis auf vertragliche Sicherung der Umsetzung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaß-
nahmen (Kapitel 5.5.6 c) 

 
A.3.6 Zur umfassenden Information wird der Umweltbericht wie folgt redaktionell angepasst bzw. kon-

kretisiert, eine inhaltliche Änderung des Bebauungsplan-Entwurfs leitet sich hieraus nicht ab: 

- Hinweise auf im B-Plan festgesetzte Minderungsmaßnahmen in Bezug auf die Schutzgüter 
Mensch, Klima/Luft und Landschaft (Kapitel 3.2.2, 3.6.2, 3.7.2) 

- Konkretisierung der Auswirkungen auf das Schutzgut Boden in Anlehnung an die Aussagen 
der Begründung zum Planentwurf, Hinweis auf entsprechende Berücksichtigung im Rahmen 
der Eingriffsbilanzierung sowie auf Vermeidungs-/ Minderungsmaßnahmen im Rahmen der 
Umsetzung (Kapitel 3.4.2, 5.1) 

- Ergänzung der Abstimmungsergebnisse zum Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser 
aus dem Plangebiet (Kapitel 3.5.2) 

- redaktionelle Anpassung in Bezug auf die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen 
(Kapitel 5.4) 

- Nachtrag zum Satzungsbeschluss (Kapitel 8) 


